
 
 

 
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat in Hofgeismar das 
folgende Kirchengesetz beschlossen: 
 

Kirchengesetz anlässlich der Bildung eines gemeinsamen Diakonischen Werkes 
 

Vom 27. November 2012 
 
 
Artikel 1 
Zustimmung zum Kirchenvertrag 
 
1. Dem vorgelegten Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und 

der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck anlässlich der Bildung eines gemeinsa-
men Diakonischen Werkes wird zugestimmt.  
 

2. Der Bischof wird ermächtigt, die Landeskirche beim Abschluss des Kirchenvertrages an-
lässlich der Bildung eines gemeinsamen Diakonischen Werkes zu vertreten.  

 
 
Artikel 2  
Änderung des Diakoniegesetzes  
 
Das Kirchengesetz über die diakonische Arbeit in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck vom 24.11.2004 (KABl. 2004 S. 197) in der Fassung des Zweiten Änderungsgesetzes 
vom 13.05.2011 (KABl. 2011, S. 144) wird wie folgt geändert:  
 
1. § 1 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„Sie fördert in ihrem Bereich arbeitende diakonische Einrichtungen sowie den Verein „Dia-
konie Hessen – Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V.“ 
als gemeinsames Werk der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und der Evange-
lischen Kirche von Kurhessen-Waldeck.“  
 

2. In den §§ 4 Satz 1, 5 Abs. 2 sowie Abs. 5, 15 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2, 16 Abs. 1 Nr. 7 sowie  
Nr. 8, 18 Abs. 2, 19 Abs. 1 und 2 sowie 20 Abs. 1 und 2 werden die Wörter „in Kurhessen-
Waldeck“ durch die Wörter „in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck“ ersetzt.  
 

3. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  
„Im Bereich der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck soll auf der Ebene eines 
Stadt- oder Landkreises eine regionale Arbeitsgemeinschaft diakonischer Dienste nach 
Maßgabe der Satzung des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau und Kurhessen-
Waldeck e. V. gebildet werden.“ 
 

4. In der Überschrift zu § 19 werden die Wörter „in Kurhessen-Waldeck“ durch die Wörter „in 
Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck“ ersetzt.  
 

5. In § 19 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „in Kurhessen-Waldeck e.V.“ gestrichen sowie die 
Wörter „der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck“ durch die Wörter „der evange-
lischen Kirche“ ersetzt. 

 
6. § 19 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„Über die Zuordnung von nicht als gemeinnützig anerkannten Trägern, die ihren Sitz im Be-
reich der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck haben, entscheidet das Landes-
kirchenamt nach Anhörung des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau und Kurhes-
sen-Waldeck e. V.“. 
 
 



 
 

7. § 21 erhält folgende Fassung:  
 
„§ 21 
Mitglieder des Diakonischen Werkes  
 
(1) Mitglieder des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck 
e. V. sind die  
 
1. Kirchengemeinden  
2. Gesamt- und Zweckverbände, die diakonische  
Einrichtungen betreiben,  
3. Kirchenkreise.  
 
Die vorgenannten Mitglieder werden nach Maßgabe der Satzung des Diakonischen Werkes 
in dessen Mitgliederversammlung vertreten.  
 
(2) Im Bereich der Landeskirche tätige rechtsfähige Vereine, Stiftungen und Gesellschaften 
können Mitglied des Diakonischen Werkes werden, wenn sie die Zuordnungsvorausset-
zungen der Zuordnungsrichtlinie des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 
08.12.2007 erfüllen. Dies ist anhand einer Gesamtschau dieser Voraussetzungen zu ermit-
teln.  
 
(3) Die Satzung des Diakonischen Werkes kann weitere Voraussetzungen für die Mitglied-
schaft regeln.“ 

 
8. § 22 erhält folgende Fassung:  

 
„§ 22  
Unterstützung durch die Landeskirche  
 
(1) Die Landeskirche unterstützt das gemeinsame Diakonische Werk nach Maßgabe einer 
vertraglichen Vereinbarung mit der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau. Sie för-
dert das Werk überdies  
1. durch Bereitstellung theologischen Personals für Mitgliedseinrichtungen des Diakoni-
schen Werkes auf Grundlage einer Rahmenvereinbarung mit dem Werk,  
2. durch finanzielle Hilfen für Mitgliedseinrichtungen, die ihren Sitz im Bereich der Landes-
kirche haben, nach Maßgabe landeskirchlicher Förderrichtlinien für im Haushalt der Lan-
deskirche bereitgestellte Mittel und  
3. durch Sammlungen und Kollekten.  
 
(2) Eine Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen für kirchliche Körperschaften im Bereich der 
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck bedarf der Zustimmung des Landeskirchen-
amtes.“ 
 

9. § 23 erhält folgende Fassung:  
 
§ 23 
Vertretung der Landeskirche in den Organen des Diakonischen Werkes  
 
Die Landeskirche entsendet nach Maßgabe der Satzung des gemeinsamen Diakonischen 
Werkes Vertreterinnen bzw. Vertreter in die Mitgliederversammlung und den Aufsichtsrat 
des Werkes. Die Benennung obliegt dem Rat der Landeskirche.  
 

10. § 24 entfällt  
 

  



 
 

11. § 25 erhält folgende Fassung:  
 
„§ 25 
Diakoniedezernent bzw. Diakoniedezernentin 
 
(1) Ein vom Aufsichtsrat des gemeinsamen Diakonischen Werkes gewähltes theologisches 
Mitglied des Vorstandes wird auf Vorschlag des Bischofs vom Rat des Landeskirche gem. 
Artikel 132 Buchst. b und 135 der Grundordnung zum Mitglied des Landeskirchenamtes be-
rufen. Die Einzelheiten der Wahrnehmung beider Aufgabenbereiche regelt eine Vereinba-
rung der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck mit dem Diakonischen Werk. 
 
(2) Zur Vorbereitung der Wahl wird ein Benennungsausschuss gebildet, der einen oder 
mehrere Kandidaten für das Amt nach Abs. 1 benennt. Dem Ausschuss gehören an:  
 
1. Der Bischof oder eine von ihm berufene Vertretung,  
 
2. sechs vom Aufsichtsrat des Diakonischen Werkes benannte Mitglieder des Aufsichtsra-
tes, von denen je drei Mitglieder aus dem Bereich der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck bzw. der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau kommen müssen, da-
runter das vorsitzende Mitglied des Aufsichtsrates sowie dessen Stellvertretung,  
 
3. ein vom Rat des Landeskirche aus seiner Mitte berufenes Mitglied,  
 
4. die Mitglieder des Vorstandes des Diakonischen Werkes mit Ausnahme der Person, die 
das Amt nach Abs. 1 innehat.  
 
Personen, die für das Amt nach Abs. 1 kandidieren, dürfen dem Ausschuss nicht angehö-
ren.  
 
(3) Der Aufsichtsrat des Diakonischen Werkes beauftragt ein von ihm gem. Abs. 2 Nr. 2 
benanntes Mitglied mit der Leitung des Ausschusses sowie ein weiteres Mitglied zur Stell-
vertretung.  
Auf Einladung des/der Ausschussvorsitzenden tritt der Ausschuss zusammen. Er ist be-
schlussfähig bei Anwesenheit von mindestens acht seiner Mitglieder.  
 
(4) Wahlvorschläge bedürfen der Zustimmung des Bischofs.“ 
 

12. In der Überschrift zu § 26 werden die Wörter „Kurhessen-Waldeck“ durch die Wörter „Hes-
sen und Nassau und Kurhessen-Waldeck“ ersetzt. 
 

13. In § 26 Abs. 1 wird das Wort „Verwaltungsrat“ durch „Aufsichtsrat“ und die Wörter „Kurhes-
sen-Waldeck“ durch die Wörter „Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck“ ersetzt.  
 

14. In § 27 Satz 2 werden die Worte bzw. Ziffern „Absatz 2 Nummer 2“ durch „Absatz 1 Num-
mer 1“ ersetzt.  

 
15. In „§ 29 werden die Wörter „Kurhessen-Waldeck e.V.“ durch die Wörter „Hessen und Nas-

sau und Kurhessen-Waldeck“ sowie das Wort „Verwaltungsrat“ durch das Wort „Aufsichts-
rat“ ersetzt. 

 
 
  



 
 

Artikel 3  
Arbeitsrechtsregelungsgesetz Diakonie 
 

Kirchengesetz 
über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse im diakonischen Dienst 

(Arbeitsrechtsregelungsgesetz Diakonie – ARRG.DW) 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Grundsatz 

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Die Erfüllung dieses Auftrages erfordert eine vertrauensvolle, partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit von diakonischen Leitungsorganen und diakonischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die auch in der Gestaltung des diakonischen Arbeitsrechts ihren Ausdruck findet. 

§ 2 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt im Bereich der Diakonie Hessen – Diakonisches Werk in Hessen 
und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V. (im Folgenden: Diakonisches Werk), wenn das zu-
ständige Organ seine Übernahme beschlossen hat. 

(2) Dieses Kirchengesetz gilt nicht für Kirchengemeinden, Dekanate, Kirchenkreise und Kirchli-
che Verbände. 

§ 3 
Organe 

(1) Für die in diesem Kirchengesetz vorgesehenen Aufgaben werden die Arbeitsrechtliche 
Kommission und der Schlichtungsausschuss gebildet. 

(2) Während der Amtszeit und innerhalb eines Jahres nach Beendigung einer Amtszeit haben 
die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Organe Kündigungsschutz in dem Umfang, 
wie er für Mitglieder der Mitarbeitervertretungen im Bereich des Diakonischen Werks besteht. 

§ 4 
Verbindlichkeit der arbeitsrechtlichen Regelungen 

(1) Die durch die Arbeitsrechtliche Kommission oder durch den Schlichtungsausschuss nach 
Maßgabe dieses Kirchengesetzes beschlossenen arbeitsrechtlichen Regelungen sind für alle 
Dienstgeber im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes verbindlich und dürfen nicht unter-
schritten werden.  

(2) Es dürfen nur Arbeitsverträge abgeschlossen werden, die den in Absatz 1 genannten Rege-
lungen entsprechen.  

(3) Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission und des Schlichtungsausschusses über 
arbeitsrechtliche Regelungen sind nach Erlangung der Rechtskraft in geeigneter Form zu veröf-
fentlichen. 

  



 
 

Abschnitt 2 
Arbeitsrechtliche Kommission 

§ 5 
Aufgaben der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission hat die Aufgabe, die Arbeitsbedingungen der in einem 
Arbeitsverhältnis beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu regeln. Dies umfasst Rege-
lungen zu dem Inhalt, dem Abschluss und der Beendigung der Arbeitsverhältnisse und gilt er-
gänzend für Ausbildungs- und Praktikantenverhältnisse sowie sozialpädagogisch betreute Be-
schäftigungsverhältnisse. 

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission hat ferner die Aufgabe, zu Kirchengesetzen und Ordnun-
gen mit arbeitsrechtlicher Bedeutung für die Diakonie schriftlich Stellung zu nehmen. 

§ 6 
Zusammensetzung der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören an: 

1. auf Dienstnehmerseite neun Mitglieder als Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus dem Bereich des Diakonischen Werks, 

2. auf Dienstgeberseite neun Mitglieder als Vertreterinnen und Vertreter von Leitungsorganen 
aus dem Bereich des Diakonischen Werks. 

(2) Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. 

(3) Mitglied und stellvertretendes Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission kann nur sein,  

1. wer zu Ämtern einer der in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland zu-
sammengeschlossenen Religionsgemeinschaften wählbar ist und 

2. in einem nicht nur geringfügigen Arbeitsverhältnis zum Diakonischen Werk oder einem sei-
ner Mitglieder steht. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 kann eine Vereinigung auch eine Person entsenden, die 
nicht in einem Arbeitsverhältnis zum Diakonischen Werk oder einem seiner Mitglieder steht. 

§ 7 
Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstnehmerseite 

(1) Die Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstnehmerseite werden durch Vereinigungen und 
eine Delegiertenversammlung der Mitarbeitervertretungen entsandt. 

(2) Vereinigungen sind freie, organisierte, auf Dauer angelegte und vom Wechsel der Mitglieder 
unabhängige Zusammenschlüsse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Zweck insbe-
sondere in der Wahrung und Förderung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange 
ihrer Mitglieder besteht.  

(3) Entsendungsberechtigt sind nur solche Vereinigungen, denen jeweils mindestens 150 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter angehören, die vom Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes er-
fasst sind. 

(4) Die vier Vereinigungen, in denen die meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß Ab-
satz 2 zusammengeschlossen sind, entsenden je eine Vertreterin oder einen Vertreter in die 
Arbeitsrechtliche Kommission. Vereinigungen, in denen mehr als zehn Prozent der entgeltlich 
Beschäftigten zusammengeschlossen sind, entsenden eine zweite Vertreterin oder einen zwei-
ten Vertreter. Für jede Vertreterin und jeden Vertreter ist eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter zu benennen. 



 
 

(5) Stichtag für die Feststellung der Mitgliederzahlen der Vereinigungen ist der Tag, der drei 
Monate vor Beginn der jeweiligen Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission liegt. Bei Mei-
nungsverschiedenheiten über die Entsendungsberechtigung oder die Wahrnehmung des Ent-
sendungsrechts entscheidet die oder der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses auf Antrag 
einer Vereinigung oder des Aufsichtsrats des Diakonischen Werks. 

(6) Die Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann insbesondere durch eine eidesstattliche 
Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der Vereinigung vor einer Notarin 
oder einem Notar abgibt und der oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Diakonischen 
Werks vorlegt. 

(7) Die weiteren Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstnehmerseite und ihre Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter werden von einer Delegiertenversammlung der Mitarbeitervertretungen aus 
deren Mitte gewählt. In die Delegiertenversammlung entsendet jede Mitarbeitervertretung aus 
dem Bereich des Diakonischen Werks eine Person, die die Voraussetzungen des § 6 Absatz 3 
Satz 1 erfüllt. Gewählt sind die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Die De-
legiertenversammlung wird von der oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Diakonischen 
Werks einberufen und geleitet.  

(8) Absatz 7 gilt entsprechend, wenn eine Vereinigung von ihrem Entsendungsrecht nach Absatz 4 
keinen Gebrauch macht oder während der laufenden Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission 
auf ihr Entsendungsrecht verzichtet. 

(9) Die Wahl nach Absatz 7 kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses an gerechnet, von mindestens drei Wahlberechtigten bei dem Landeskir-
chengericht der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck schriftlich angefochten werden, 
wenn geltend gemacht wird, dass gegen wesentliche Bestimmungen über die Wahlberechti-
gung, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen und der Verstoß nicht behoben wor-
den ist. Wird kirchengerichtlich festgestellt, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis beein-
flusst oder geändert werden konnte, so ist das Wahlergebnis für ungültig zu erklären und die 
Wiederholung der Wahl anzuordnen. 

(10) Die Kosten der Wahl trägt das Diakonische Werk. 

(11) Das Nähere regelt eine Ordnung, die vom Aufsichtsrat des Diakonischen Werks beschlos-
sen wird. 

§ 8 
Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstgeberseite 

Die Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstgeberseite werden durch den Aufsichtsrat des Dia-
konischen Werks entsandt. 

§ 9 
Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission endet am 30. September des vierten auf 
das Jahr der konstituierenden Sitzung folgenden Jahres. 

(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission werden 
für die Dauer der Amtszeit entsandt. Sie bleiben bis zur konstituierenden Sitzung der neuen 
Arbeitsrechtlichen Kommission im Amt. Eine erneute Entsendung ist möglich. 

(3) Das Amt eines Mitglieds oder eines stellvertretenden Mitglieds endet vor Ablauf der Amts-
zeit, wenn eine der rechtlichen Voraussetzungen für die Mitgliedschaft entfällt oder wenn das 
Amt niedergelegt wird. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird von der entsendenden Stelle 
unverzüglich eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger für den Rest der Amtszeit entsandt.  

  



 
 

§ 10 
Überprüfung der Mitgliedschaft 

(1) Bestehen Zweifel an der Berechtigung der Mitgliedschaft, entscheidet auf Antrag eines Drit-
tels der gesetzlichen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission der Schlichtungsausschuss. 

(2) Verstößt ein Mitglied gegen seine Pflichten oder nimmt es seine Aufgaben fortgesetzt nicht 
wahr, entscheidet der Schlichtungsausschuss auf Antrag eines Drittels der gesetzlichen Mitglie-
der der Arbeitsrechtlichen Kommission über dessen Ausschluss aus der Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 

§ 11 
Rechtsstellung der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind in 
ihren Entscheidungen unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie dürfen in der Aus-
übung ihres Amtes weder benachteiligt noch begünstigt werden. 

(2) Das Diakonische Werk und seine Mitgliedseinrichtungen haben die Arbeitsrechtliche Kom-
mission und ihre Mitglieder in ihren Funktionen zu unterstützen. Die Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission können alle für ihre Arbeit notwendigen 
Auskünfte einholen. 

(3) Dienstnehmer- und Dienstgeberseite in der Arbeitsrechtlichen Kommission können jeweils 
die Beratung unabhängiger sachkundiger Dritter in Anspruch nehmen; soweit dies erforderlich 
ist. Die Verschwiegenheit über interne Vorgänge des Dienstes muss gewahrt bleiben; hierauf 
sind die in Anspruch genommenen Dritten zu verpflichten. 

(4) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission haben 
Anspruch auf die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit die Veranstal-
tungen Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission erforder-
lich sind. Über die Erforderlichkeit entscheidet im Zweifelsfall die oder der Vorsitzende des 
Schlichtungsausschusses. 

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission führen ihr 
Amt unentgeltlich. Ihre Tätigkeit ist Dienst im Sinne der Unfallfürsorgebestimmungen.  

(6) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind für 
die Kommissionstätigkeit im erforderlichen Umfang von der Arbeit ohne Minderung des Arbeits-
entgelts oder des Erholungsurlaubs freigestellt. Die Arbeitsrechtliche Kommission legt zu Be-
ginn ihrer Amtszeit den Freistellungsumfang der Mitglieder fest. Über den erforderlichen Um-
fang der Freistellungen entscheidet im Zweifel der oder die Vorsitzende des Schlichtungsaus-
schusses.  

(7) Reisekosten werden nach den Bestimmungen des Diakonischen Werks erstattet. 

§ 12 
Schweigepflicht 

(1) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission haben 
über die ihnen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur Arbeitsrechtlichen Kommission bekannt gewor-
denen Angelegenheiten Stillschweigen zu bewahren, soweit sie ihrer Natur nach vertraulich 
oder von den anwesenden Mitgliedern der Dienstnehmer- oder Dienstgeberseite für vertraulich 
erklärt worden sind. Dies gilt auch nach dem Ausscheiden aus der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion. 

(2) Die Schweigepflicht besteht auch für Personen, die zu einer Sitzung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission hinzugezogen werden. Die Personen sind durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden über ihre Schweigepflicht zu belehren. 



 
 

§ 13 
Vorsitz und Geschäftsführung 

(1) Die oder der bisherige Vorsitzende beruft die Arbeitsrechtliche Kommission zu ihrer konstitu-
ierenden Sitzung ein und leitet diese bis zur Wahl der oder des neuen Vorsitzenden. 

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus ihrer Mitte für die Dauer eines Jahres eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende 
Vorsitzende sollen im jährlichen Wechsel der Dienstnehmer- bzw. der Dienstgeberseite ange-
hören; sie dürfen nicht derselben Seite angehören. Eine vorzeitige Abberufung ist möglich. 

(3) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission werden durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden nach Bedarf unter Angabe der Tagesordnung einberufen und geleitet. Sitzungen 
müssen einberufen werden, wenn es von mindestens drei Mitgliedern unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände beantragt wird. Die Einladungsfrist beträgt in der Regel vierzehn Tage. Die 
erforderlichen Arbeitsunterlagen sind möglichst mit der Einladung zu versenden. 

(4) Die oder der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf. Jedes Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission hat das Recht, Punkte für die Tagesordnung der Sitzungen zu benennen. Die oder 
der Vorsitzende ist verpflichtet, diese Punkte aufzunehmen, wenn drei Mitglieder dies beantra-
gen. 

(5) Über Gegenstände, die nicht auf der mit der Einladung versandten Tagesordnung stehen, 
können Beschlüsse nur gefasst werden, wenn alle Erschienenen mit der Beschlussfassung ein-
verstanden sind. 

(6) Ist ein Mitglied an der Sitzungsteilnahme verhindert, benachrichtigt es das stellvertretende 
Mitglied und die Geschäftsführung.  

(7) Ist sowohl die oder der Vorsitzende als auch die oder der stellvertretende Vorsitzende ver-
hindert, übernimmt das älteste Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission die Aufgaben der 
oder des Vorsitzenden für die Dauer der Verhinderung.  

(8) Für die Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission wird eine Geschäftsstelle beim 
Diakonischen Werk eingerichtet. Die oder der Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen Kommission 
hat das Weisungsrecht gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsstelle. 
Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt mit beratender Stimme an den Sitzun-
gen der Arbeitsrechtlichen Kommission teil; sie oder er darf nicht Mitglied oder stellvertretendes 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission sein. 

§ 14 
Beschlussverfahren 

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission beschließt mehrheitlich mit zwei Dritteln ihrer gesetzlichen 
Mitglieder.  

(2) Ein Beschluss über eine Arbeitsrechtsregelung, der das Datum ihres Inkrafttretens nicht re-
gelt, ist unwirksam. 

(3) Über die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission ist eine Niederschrift zu fertigen. 
Diese ist von der jeweiligen Sitzungsleitung und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
zu unterzeichnen. 

(4) Die Arbeitsrechtliche Kommission kann zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen Ausschüsse 
bilden.  

(5) Die Arbeitsrechtliche Kommission und die Ausschüsse können zu ihren Sitzungen sachkun-
dige Beraterinnen und Berater hinzuziehen.  



 
 

(6) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 
Auf Antrag findet eine geheime Abstimmung statt. 

(7) Zur Regelung weiterer Einzelheiten der Geschäftsführung kann sich die Arbeitsrechtliche 
Kommission eine Geschäftsordnung geben. 

(8) Kommt in der Arbeitsrechtlichen Kommission ein Beschluss über eine arbeitsrechtliche Re-
gelung nicht zustande, so ist über diesen Gegenstand in einer weiteren Sitzung erneut zu bera-
ten. Kommt auch in dieser Sitzung ein Beschluss nicht zustande, so kann ein Drittel der gesetz-
lichen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission den Schlichtungsausschuss anrufen. 

(9) Hat der Schlichtungsausschuss nach § 17 Absatz 3 einen Einigungsvorschlag unterbreitet, 
so hat die oder der Vorsitzende unverzüglich eine Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
einzuberufen. Kommt auch in dieser Sitzung ein Beschluss nicht zustande, so wird das Schlich-
tungsverfahren nach § 17 Absatz 4 fortgesetzt. 

§ 15 
Fachausschüsse 

Zur Vorbereitung der Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission soll je ein Fachausschuss 
auf Dienstnehmer- und Dienstgeberseite gebildet werden. Diese bestehen aus den jeweiligen 
Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission. Sachverstän-
dige können hinzugezogen werden. 

Abschnitt 3 
Schlichtungsausschuss 

§ 16 
Zusammensetzung des Schlichtungsausschusses 

(1) Der Schlichtungsausschuss besteht aus der oder dem Vorsitzenden und vier Beisitzerinnen 
oder Beisitzern. Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu bestellen.  

(2) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Schlichtungsausschusses müssen 
einer Kirche angehören, die Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutsch-
land ist. Sie sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie dürfen nicht Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission sein. § 12 gilt entsprechend. 

(3) Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende müssen die Befähi-
gung zum Richteramt haben, dürfen weder in einem Beschäftigungsverhältnis zum Diakoni-
schen Werk, einem Mitglied des Diakonischen Werks, der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau oder der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck stehen, noch einem Leitungs-
organ des Diakonischen Werks angehören. 

(4) Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende des Schlichtungs-
ausschusses werden von der Arbeitsrechtlichen Kommission mit zwei Dritteln ihrer gesetzlichen 
Mitglieder gewählt. 

(5) Dienstnehmer- und Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen Kommission benennen jeweils 
zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter.  

(6) Der Schlichtungsausschuss kann angerufen werden, wenn mindestens zwei Beisitzerinnen 
oder Beisitzer bestellt sind. Wird der Schlichtungsausschuss angerufen, ohne dass eine Vorsit-
zende oder ein Vorsitzender gewählt ist, so bestimmt die oder der Vorsitzende des Landeskir-
chengerichts der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden, jedoch nur für die zur Entscheidung anstehenden Angelegenheiten. Absatz 3 
bleibt unberührt. 

(7) Die Amtszeit der Mitglieder des Schlichtungsausschusses endet mit dem Ende der Amtszeit 
der Arbeitsrechtlichen Kommission. Die Mitglieder bleiben bis zur Bildung des neuen Schlich-



 
 

tungsausschusses im Amt. Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig 
aus, so wird für den Rest der Amtszeit gemäß den Absätzen 2 bis 4 ein neues Mitglied oder ein 
neues stellvertretendes Mitglied gewählt oder benannt. Mit der Konstituierung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission sind laufende Schlichtungsverfahren beendet, es sei denn diese beschließt 
in ihrer konstituierenden Sitzung die Fortsetzung der Verfahren. 

§ 17 
Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss 

(1) Wird der Schlichtungsausschuss angerufen, muss die oder der Vorsitzende des Schlich-
tungsausschusses diesen unverzüglich einberufen.  

(2) Der Schlichtungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner gesetzlichen Mit-
glieder, darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, anwe-
send ist. Er beschließt nach Anhörung der Beteiligten mit der Stimmenmehrheit der gesetzli-
chen Mitglieder. Der Schlichtungsausschuss ist nicht an die Anträge der Beteiligten gebunden. 
Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Abstimmungen erfolgen geheim. 

(3) Der Schlichtungsausschuss legt der Arbeitsrechtlichen Kommission nach Anhörung der Be-
teiligten einen Einigungsvorschlag vor. 

(4) Wird das Schlichtungsverfahren nach § 14 Absatz 9 fortgesetzt, so entscheidet der Schlich-
tungsausschuss nach abermaliger Anhörung der Beteiligten. Der Beschluss ersetzt die Eini-
gung. Die tragenden Gründe sind der Arbeitsrechtlichen Kommission schriftlich mitzuteilen. 

(5) Der Schlichtungsausschuss regelt Einzelheiten des Verfahrens in einer Geschäftsordnung. 

Abschnitt 4 
Kosten 

§ 18 
Kosten 

(1) Die Kosten der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission und ihrer Ausschüsse 
sowie des Schlichtungsausschusses werden vom Diakonischen Werk getragen. 

(2) Zu den Kosten gehören insbesondere: 

1. Aufwendungen für entgeltliche arbeitsrechtliche Gutachten, die von der Arbeitsrechtlichen 
Kommission über wesentliche Streitfragen eingeholt werden, 

2. Aufwendungen für entgeltliche Beratung der Arbeitsrechtlichen Kommission, ihrer Ausschüs-
se und ihrer Mitglieder, 

3. Aufwendungen der Anstellungsträger für die notwendige Freistellung von Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission und des Schlichtungsaus-
schusses, 

4. notwendige Aufwendungen der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtli-
chen Kommission und des Schlichtungsausschusses. 

(3) Für die Aufwendungen nach Absatz 2 Nummer 2 stellt das Diakonische Werk der Dienst-
nehmerseite ein jährliches Budget zur Verfügung, das von der Geschäftsstelle der Arbeitsrecht-
lichen Kommission verwaltet wird. Machen die Vertreterinnen und Vertreter der Dienstnehmer-
seite geltend, dass das Budget im laufenden Haushaltsjahr nicht ausreichend ist, haben sie die 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel und die Notwendigkeit der Überschreitung nach-
zuweisen. Über die Erforderlichkeit zusätzlicher Mittel entscheidet im Zweifelsfall der Schlich-
tungsausschuss. 



 
 

(4) Das Nähere regeln die Geschäftsordnungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und des 
Schlichtungsausschusses. 

Abschnitt 5 
Ersatzentsendungsverfahren 

§ 19 
Unmittelbare Wahl der Dienstnehmervertreterinnen und -vertreter 

(1) Nehmen die Mitarbeitervertretungen das Entsendungsrecht nach § 7 Absatz 7 nicht oder nur 
teilweise wahr, so werden die weiteren Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstnehmerseite im 
Rahmen einer geheimen und unmittelbaren Wahl von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
gewählt. 

(2) Die Wahl erfolgt aufgrund von Wahlvorschlägen. Gewählt sind die Personen, die die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen. 

(3) Wahlberechtigt ist, wer zum Zeitpunkt der Stimmabgabe Mitarbeiterin oder Mitarbeiter ge-
mäß § 2 MVG.EKD im Bereich des Diakonischen Werks ist. 

§ 20 
Wahlvorstand 

(1) Der Aufsichtsrat des Diakonischen Werks bestellt einen Wahlvorstand, der die Wahl vorbe-
reitet und durchführt. 

(2) Der Wahlvorstand wird bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl von der Geschäfts-
fälle der Arbeitsrechtlichen Kommission unterstützt. 

§ 21 
Wahlschutz, Wahlanfechtung und Kosten 

(1) Niemand darf die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter auf Dienstnehmerseite behindern. 
Insofern darf keine Mitarbeiterin und kein Mitarbeiter in der Ausübung des aktiven oder passi-
ven Wahlrechts beschränkt werden. Niemand darf die Wahl durch Zufügung oder Androhung 
von Nachteilen oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.  

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur Ausübung des Wahlrechts oder zur Betätigung im 
Wahlvorstand erforderlich ist, berechtigt den Dienstgeber nicht zur Minderung des Arbeitsent-
gelts. 

(3) Für die Wahlanfechtung gilt § 7 Absatz 9 entsprechend. 

(4) Die Kosten der Wahl trägt das Diakonische Werk.  

§ 22 
Wahlordnung 

Näheres regelt eine Wahlordnung, die der Aufsichtsrat des Diakonischen Werks beschließt. 

Abschnitt 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 23 
Erste Amtszeit 

(1) Der Hauptausschuss des Diakonischen Werks in Hessen und Nassau und der Verwaltungs-
rat des Diakonischen Werks in Kurhessen-Waldeck leiten unverzüglich nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes das Verfahren nach § 7 ein. 



 
 

(2) Die erste Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission endet am 30. September des vierten 
auf das Jahr des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes folgenden Jahres. Die Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission bleiben bis zur konstituierenden 
Sitzung der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission im Amt.  

(3) Zu ihrer ersten konstituierenden Sitzung wird die Arbeitsrechtliche Kommission von der oder 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Diakonischen Werks einberufen und bis zur Wahl der 
oder des Vorsitzenden der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission geleitet. 

(4) Mit der ersten konstituierenden Sitzung der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission gehen die 
Aufgaben nach § 5 auf die neue Arbeitsrechtliche Kommission über. Die Zuständigkeit der je-
weiligen bisherigen Arbeitsrechtlichen Kommissionen endet damit. Dies gilt entsprechend für 
den Schlichtungsausschuss. 

(5) Bis zur Bildung des Aufsichtsrats der Diakonie Hessen – Diakonisches Werk in Hessen und 
Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V. werden die Aufgaben des Aufsichtsrates nach diesem 
Kirchengesetz durch übereinstimmende Beschlüsse des Hauptausschusses des Diakonischen 
Werks in Hessen und Nassau und des Verwaltungsrates des Diakonischen Werks in Kurhes-
sen-Waldeck wahrgenommen. 

§ 24 
Fortgeltung bisheriger Arbeitsrechtsregelungen 

Das bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes jeweils geltende Arbeitsvertragsrecht für das Dia-
konische Werk und seine Einrichtungen bleibt in Kraft, solange nicht durch die Arbeitsrechtliche 
Kommission oder den Schlichtungsausschuss etwas anderes bestimmt wird. 

§ 25 
Gesetzesänderungen 

Änderungen dieses Kirchengesetzes erfolgen im Benehmen mit dem Diakonischen Werk und im 
Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau. 

 
 
Artikel 4  
Mitarbeitervertretungsgesetz Diakonie  
 

Kirchengesetz für die Diakonie Hessen zur Anwendung des Mitarbeitervertretungsgeset-
zes der EKD (MVG-Anwendungsgesetz Diakonie – MVG.DW) 

§ 1 
Übernahme des MVG.EKD 

(1) Das Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD – MVG.EKD) vom 6. November 1992 (ABl. EKD 1992 S. 
445), zuletzt geändert am 9. November 2011 (ABl. EKD 2011 S. 339), gilt im Bereich der Dia-
konie Hessen – Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V. (im 
Folgenden: Diakonisches Werk) in der jeweils geltenden Fassung nach Maßgabe der folgenden 
und künftigen Bestimmungen. 

(2) Bis zur Eintragung des gemeinsamen Diakonischen Werks im Vereinsregister gilt das Mit-
arbeitervertretungsgesetz der EKD im Bereich der Diakonischen Werke der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau und der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck in der je-
weils geltenden Fassung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. Die beiden Diakoni-
schen Werke gemeinsam sind Diakonisches Werk im Sinne dieses Kirchengesetzes. 

(3) Änderungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD treten für den Bereich des Diako-
nischen Werks sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten für den Bereich der EKD in Kraft, soweit 



 
 

die Synoden der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und der Evangelischen Kirche 
von Kurhessen-Waldeck nichts anderes beschließen. 

§ 2 
Wahlberechtigung 

Wahlberechtigt im Sinne von § 9 MVG.EKD sind auch Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die sich 
in Eltern- oder Pflegezeit befinden. 

§ 3 
Wählbarkeit 

(1) Die in § 10 Absatz 1 Buchstabe b MVG.EKD genannte Voraussetzung der Wählbarkeit ent-
fällt, sofern die Kirche am Sitz des jeweiligen Rechtsträgers keine entsprechende Regelung 
vorsieht. Dies gilt nicht für die Wahl in den Gesamtausschuss.  

(2) Die Abweichung von § 10 Absatz 1 Buchstabe b MVG.EKD wird rechtzeitig vor der nächsten 
Wahlperiode der Mitarbeitervertretungen überprüft. 

§ 4 
Fortbildung 

Anstelle von § 19 Absatz 3 Satz 3 MVG.EKD gilt Folgendes: 

Über die Aufteilung des Anspruchs auf Arbeitsbefreiung zur Teilnahme an Tagungen und Lehr-
gängen auf die einzelnen Mitglieder entscheidet die Mitarbeitervertretung zu Beginn einer 
Amtszeit und teilt der Dienststellenleitung den Beschluss mit. 

§ 5 
Teilnahme an Vorstellungsgesprächen 

Ergänzend zu § 34 MVG.EKD gilt Folgendes: 

An Vorstellungsgesprächen und den damit verbundenen Prüfungen und Eignungsfeststellun-
gen, die eine Einrichtung durchführt, kann ein Mitglied der Mitarbeitervertretung beratend teil-
nehmen. 

§ 6 
Begleitung bei Personalgesprächen 

Ergänzend zu § 35 MVG.EKD gilt Folgendes: 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können bei Personalgesprächen (z. B. Konfliktgesprächen) aus 
der Mitarbeitervertretung ein Mitglied ihres Vertrauens hinzuziehen. Näheres kann durch 
Dienstvereinbarung geregelt werden. Mitarbeiterjahresgespräche sind keine Personalgespräche 
im Sinne dieser Vorschrift.  

§ 7 
Fälle der Mitberatung 

(1) Ergänzend zu § 46 Buchstabe e MVG.EKD hat die Mitarbeitervertretung ein Mitberatungs-
recht bei der Aufstellung von Grundsätzen der Personalplanung und -lenkung. 

(2) Ergänzend zu § 46 Buchstabe f MVG.EKD hat die Mitarbeitervertretung ein Mitberatungs-
recht bei der Aufstellung und Änderung von Organisationsplänen. 

  



 
 

§ 8 
Bildung eines Gesamtausschusses 

(1) Anstelle von § 54 MVG.EKD gelten die nachfolgenden Absätze. 

(2) Für das Diakonische Werk wird ein Gesamtausschuss gebildet. Die Amtszeit des Gesamt-
ausschusses beträgt vier Jahre. Der bisherige Gesamtausschuss führt die Geschäfte bis zu 
deren Übernahme durch den neu gewählten Gesamtausschuss weiter, längstens jedoch sechs 
Monate über den Ablauf der Amtszeit hinaus. Alsdann ist spätestens nach Ablauf einer Frist von 
jeweils längstens einem Jahr erneut nach Absatz 3 zu verfahren. 

(3) Die Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeitervertretungen aller diakonischen Einrichtun-
gen werden vom amtierenden Gesamtausschuss, hilfsweise vom Diakonischen Werk, spätes-
tens bis zum 31. Juli nach der regelmäßigen Wahl der Mitarbeitervertretungen schriftlich zu-
sammengerufen. Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen. Jede Mitarbeitervertretung entsendet 
jeweils eines ihrer Mitglieder als Vertreterin oder Vertreter. Die Vertreterinnen und Vertreter 
wählen aus ihrer Mitte den Gesamtausschuss. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen der anwe-
senden Vertreterinnen und Vertreter auf sich vereinigt. 

(4) Der Gesamtausschuss besteht aus elf Personen, die verschiedenen Mitarbeitervertretungen 
angehören müssen. Je Einrichtung und Dienststellenverbund darf nur ein Mitglied im Gesamt-
ausschuss vertreten sein. § 12 MVG.EKD gilt entsprechend. 

(5) Der Gesamtausschuss entscheidet in geheimer Wahl über den Vorsitz. Die oder der Vorsit-
zende führt die laufenden Geschäfte und vertritt den Gesamtausschuss nach außen. Zu Beginn 
der Amtszeit legt der Gesamtausschuss die Reihenfolge der Vertretung im Vorsitz fest. Die 
Reihenfolge ist dem Vorstand des Diakonischen Werks schriftlich mitzuteilen. 

(6) Die Mitglieder des Gesamtausschusses werden bis zu einer Gesamtfreistellung von insge-
samt 2,5 Vollzeitstellen für die Aufgaben nach § 9 freigestellt. Davon erhält jedes Mitglied min-
destens zehn Prozent der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit als Grundfreistellung. Die 
verbleibenden 1,4 Vollzeitstellen verteilt der Gesamtausschuss eigenverantwortlich. Das Er-
gebnis ist dem Vorstand des Diakonischen Werks mitzuteilen. Der Gesamtausschuss und der 
Vorstand des Diakonischen Werks können einvernehmlich die Anzahl der Mitglieder des Ge-
samtausschusses und die Freistellung ändern. Das Diakonische Werk erstattet den Anstel-
lungsträgern der freigestellten Mitglieder des Gesamtausschusses die anteiligen Personalkos-
ten. 

(7) Das Diakonische Werk stellt dem Gesamtausschuss ein Budget zur Erfüllung der Aufgaben 
nach § 9 zur Verfügung. Über das Budget wird jährlich zwischen dem Vorstand des Diakoni-
schen Werks und dem Gesamtausschuss Einvernehmen hergestellt. Kommt kein Einverneh-
men zustande, kann jede Seite das Kirchengericht anrufen. Das Kirchengericht entscheidet 
abschließend über die Höhe des Budgets für den Budgetzeitraum. Aus dem Budget sind alle 
erforderlichen Kosten des Gesamtausschusses nach § 30 MVG.EKD und seiner Ausschüsse zu 
decken. Des Weiteren sind alle erforderlichen Kosten des Gesamtausschusses für Schulungs- 
und Fortbildungsveranstaltungen zu veranschlagen. 

(8) Im Übrigen finden § 19 Absatz 1, § 21 Absatz 1, § 22 und § 23a Absatz 1 MVG.EKD ent-
sprechende Anwendung. Darüber hinaus findet § 17 MVG.EKD entsprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, dass der schriftliche Antrag von einem Viertel der Wahlberechtigten, der Mehr-
heit der Vorsitzenden der Mitarbeitervertretungen oder dem Vorstand des Diakonischen Werks 
gestellt werden kann. 

(9) Der Gesamtausschuss kann sich auf Grundlage der §§ 24 bis 27 MVG.EKD eine Ordnung 
geben. Sie ist dem Diakonischen Werk bekannt zu geben. 

  



 
 

§ 9 
Aufgaben des Gesamtausschusses 

(1) Anstelle von § 55 MVG.EKD gelten die nachfolgenden Absätze. 

(2) Der Gesamtausschuss hat folgende Aufgaben: 

1. Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeitervertretungen bei der Wahrnehmung 
ihrer Rechte und Pflichten, 

2. Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches zwischen den Mitarbeitervertretun-
gen sowie Förderung der Fortbildung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen, wobei re-
gelmäßige Fortbildungsangebote des Gesamtausschusses mit dem Vorstand des Diakoni-
schen Werks abzustimmen sind, 

3. Herstellung des Einvernehmens mit dem Diakonischen Werk über die Berufung von Vorsit-
zenden der Kammern des Kirchengerichts für Mitarbeitervertretungssachen gemäß § 13 Ab-
satz 2, 

4. Erörterung arbeits- und mitarbeitervertretungsrechtlicher Fragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung, sofern hierfür nicht andere Stellen zuständig sind.  

(3) Der Gesamtausschuss hat ferner die Aufgabe, zu Gesetzen und Ordnungen mit arbeits-
rechtlicher Bedeutung für die Diakonie schriftlich Stellung zu nehmen.  

§ 10 
Kirchengerichtlicher Rechtsschutz 

Das Kirchengericht erster Instanz trägt die Bezeichnung Kirchengericht für Mitarbeitervertre-
tungssachen. 

§ 11 
Kirchengericht für Mitarbeitervertretungssachen 

(1) Anstelle von § 57 MVG.EKD gelten die nachfolgenden Absätze. 

(2) Das Kirchengericht für Mitarbeitervertretungssachen besteht aus mindestens zwei Kam-
mern. Der Aufsichtsrat des Diakonischen Werks kann bei Bedarf die Errichtung weiterer Kam-
mern beschließen. 

(3) Das Kirchengericht hat seinen Sitz in Kassel. Die Verhandlungsorte bestimmt die oder der 
jeweilige Vorsitzende der Kammer. 

§ 12 
Zusammensetzung der Kammern 

(Zu § 58 Absatz 1 MVG.EKD) 

Die Kammern führen ihre Verhandlungen in der Besetzung mit einer oder einem Vorsitzenden, 
einem beisitzenden Mitglied der Dienstgeberseite und einem beisitzenden Mitglied der Dienst-
nehmerseite. Die Mitglieder vertreten sich gegenseitig nach einer Vertretungsregelung, die die 
Direktorin oder der Direktor gemäß § 13 Absatz 4 festlegt. 

§ 13 
Bildung und Zusammensetzung der Kammern 

(1) Abweichend von § 58 MVG.EKD gelten die nachfolgenden Absätze. 

(2) Der Aufsichtsrat des Diakonischen Werks beruft so viele Vorsitzende wie Kammern errichtet 
werden sollen. Liegt ein einvernehmlicher Vorschlag des Vorstands des Diakonischen Werks 
und des Gesamtausschusses vor, so ist der Aufsichtsrat hieran gebunden. 



 
 

(3) Die eine Hälfte der beisitzenden Mitglieder der Kammern wird als Vertreterinnen und Vertre-
ter der Dienstgeberseite vom Vorstand des Diakonischen Werks benannt. Die andere Hälfte der 
beisitzenden Mitglieder wird als Vertreterinnen und Vertreter der Dienstnehmerseite vom Ge-
samtausschuss benannt. Es müssen mindestens so viele beisitzende Mitglieder benannt wer-
den, dass eine Besetzung der von dem Aufsichtsrat des Diakonischen Werks beschlossenen 
Anzahl von Kammern möglich ist. Die Benennung einer höheren Anzahl von beisitzenden Mit-
gliedern ist möglich. 

(4) Die Vorsitzenden wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von zwei Jahren die Direktorin oder 
den Direktor des Kirchengerichts für Mitarbeitervertretungssachen sowie eine Stellvertreterin 
oder einen Stellvertreter. Die Direktorin oder der Direktor regelt die Zusammensetzung der 
Kammern, die Vertretung der Mitglieder sowie die Geschäftsverteilung und erlässt eine Ge-
schäftsordnung. 

§ 14 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen im Geltungsbereich dieses Kirchenge-
setzes finden abweichend von § 15 Absatz 2 MVG.EKD vom 1. Januar bis 30. April 2013 statt. 
Die folgenden allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen richten sich nach § 15 Absatz 2 
MVG.EKD und finden vom 1. Januar bis 30. April 2018 statt. Die Amtszeit der ersten Mitarbei-
tervertretungen verlängert sich abweichend von § 15 Absatz 1 MVG.EKD entsprechend. 

(2) Die Amtszeit der bestehenden Mitarbeitervertretungen endet am 31. Dezember 2012. Sie 
führen die Geschäfte auf Basis des jeweils geltenden Rechts bis zu deren Übernahme durch 
die neu gewählten Mitarbeitervertretungen weiter, längstens jedoch sechs Monate über den 
Ablauf ihrer Amtszeit hinaus.  

(3) Die Amtszeit der Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen in Hessen und Nassau 
sowie Kurhessen-Waldeck endet am 31. Dezember 2012. Sie führen die Geschäfte auf Basis 
des jeweils geltenden Rechts gemeinsam als Übergangs-Gesamtausschuss bis zu deren Über-
nahme durch den neu gewählten Gesamtausschuss weiter, längstens jedoch neun Monate über 
den Ablauf ihrer Amtszeit hinaus. § 54 Absatz 2 MVG.EKD gilt entsprechend. 

(4) Für die erste Amtszeit gelten §§ 8, 9 und 13 mit folgender Maßgabe: 

1. Abweichend von § 8 Absatz 1 wird für die erste Amtszeit für den Bereich des Diakonischen 
Werkes in Kurhessen-Waldeck und für den Bereich des Diakonischen Werkes in Hessen und 
Nassau jeweils ein eigener Gesamtausschuss gebildet. 

2. Als amtierender Gesamtausschuss im Sinne von § 8 Absatz 3 gilt der jeweilige Vorstand der 
bisherigen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen. 

3. Abweichend von § 8 Absatz 3 werden die beiden Gesamtausschüsse jeweils in getrennten 
Wahlgängen der Mitarbeitervertretungen im Bereich des Diakonischen Werkes in Kurhes-
sen-Waldeck und im Bereich des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau gewählt.  

4. Abweichend von § 8 Absatz 4 bestehen die beiden Gesamtausschüsse aus jeweils sieben 
Personen. 

5. Abweichend von § 8 Absatz 6 beträgt die Gesamtfreistellung je Gesamtausschuss 1,5 Voll-
zeitstellen. 

6. Die Vorsitzenden der Gesamtausschüsse und ihre ersten Stellvertreterinnen bzw. Stellvertre-
ter bilden den geschäftsführenden Vorstand der Gesamtausschüsse. 

7. Die Aufgaben gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden von den Gesamtausschüssen 
jeweils für ihren regionalen Zuständigkeitsbereich wahrgenommen. 

8. Die Aufgaben gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 sowie § 13 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 
3 Satz 2 nimmt der geschäftsführende Vorstand wahr. 



 
 

(5) Bis zur Konstituierung des Kirchengerichts für Mitarbeitervertretungssachen werden dessen 
Aufgaben von der Schlichtungsstelle des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau und von 
dem Kirchengericht der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck für den jeweiligen Be-
reich wahrgenommen. 

(6) Für die Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden sowie die Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten die Absätze 1 und 2 entspre-
chend mit der Maßgabe, dass die folgenden Wahlen vom 1. Januar bis 30. April 2016 stattfin-
den und sich die erste Amtszeit dementsprechend verlängert.  

§ 15 
Gesetzesänderungen 

Änderungen dieses Kirchengesetzes erfolgen im Benehmen mit dem Diakonischen Werk und 
im Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau. 

 
 
Artikel 5 
Änderung weiterer Kirchengesetze 
 
(1) In § 1 Abs. 3 Satz 2 des Kirchengesetzes zur Durchführung von Abberufungen gem. Artikel 
132 Buchst. c der Grundordnung der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (Abberu-
fungs-Gesetz) vom 05.12.1979 (KABl. 1980, S. 2) werden die Wörter „vor der Abberufung des 
Landespfarrers für Diakonie ist der Verwaltungsrat des Diakonischen Werkes“ gestrichen.  
 
(2) § 2 Abs. 2 des Zweiten Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengesetzes über die Be-
schäftigung von Mitarbeitern in kirchlichen und diakonischen Einrichtungen im Bereich der 
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (MAG) vom 27. November 1997 (geändert am 
24. November 1999) erhält folgende Fassung:  
 
„Für die privatrechtliche berufliche Mitarbeit im Diakonischen Werk in Hessen und Nassau und 
Kurhessen-Waldeck e. V. und seinen privatrechtlich organisierten Mitgliedern gelten die in der 
Satzung des Werkes festgelegten konfessionellen Anforderungen.“  
 
(3) § 3 Abs. 2 des  Zweiten Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengesetzes über die Be-
schäftigung von Mitarbeitern in kirchlichen und diakonischen Einrichtungen im Bereich der 
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (MAG) vom 27. November 1997 (geändert am 
24. November 1999) wird aufgehoben. 
 
(4) Art. 3 des Kirchengesetzes zur Anwendung des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertretun-
gen in der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 23. November 2011 (MVG-
Anwendungsgesetz, MVG.EKD.AG) wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 
 
"Für das Diakonische Werk und seine privatrechtlich organisierten Mitgliedseinrichtungen gilt 
dieses Kirchengesetz nur bis zum Inkrafttreten eines eigenen Mitarbeitervertretungsgesetzes." 
 
Satz 3 wird Satz 4. Nach Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 
 
„Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, den Wortlaut des Kirchengesetzes zur Anwendung 
des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
unter Berücksichtigung der Änderungen und Ergänzungen durch dieses Gesetz als 
MVG.EKKW bekanntzumachen.“ 
  



 
 

Artikel 6 
Inkrafttreten  
 
(1) Artikel 1, 4 und 5 Absatz 4 treten am 01. Januar 2013 in Kraft. 

 
(2) Artikel 3 tritt am 01. Mai 2013 in Kraft. 
 
(3) Im Übrigen tritt dieses Kirchengesetz am Tag nach der Eintragung der Satzung des Vereins 
„Diakonie Hessen-Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V.“ in 
das Vereinsregister in Kraft. Der Tag des Inkrafttretens ist im kirchlichen Amtsblatt zu veröffent-
lichen.  
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Vertrag 
zwischen 

der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
und 

der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 
 

anlässlich der Bildung eines gemeinsamen Diakonischen Werks 
 

Präambel 

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Evangelische Kirche von Kurhessen-
Waldeck sind gerufen zum Dienst am Evangelium von Jesus Christus, das in der Botschaft der 
Heiligen Schrift und im Bekenntnis der Reformation bezeugt ist und in der Welt Gestalt gewin-
nen will. 

Beide Kirchen nehmen die gemeinsame Verantwortung wahr, das Evangelium in Wort und Sa-
krament und in der Nächstenliebe in rechter Weise zu bezeugen. Diakonie ist als eine besonde-
re Gestalt dieses Zeugnisses Wesens- und Lebensäußerung der Kirche und nimmt sich beson-
ders Menschen in leiblicher Not, in seelischer Bedrängnis und in sozial ungerechten Verhältnis-
sen an. Im Rahmen dieses Auftrages sucht sie auch die Ursachen dieser Nöte zu benennen 
und zu beheben. Sie richtet sich in ökumenischer Weite an Einzelne und Gruppen. Die Gestal-
tung der Diakonie – auch im Blick auf Zusammenarbeit und Einheit – gehört zur gemeinsamen 
Verantwortung der Kirchen. 

Auf der Grundlage von Bibel und Bekenntnis und in Wahrnehmung der gemeinsamen kirchli-
chen Verantwortung unterstützen die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die 
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck eine gemeinsam getragene Diakonie in Hessen 
und in ihren landeskirchlichen Gebieten in Rheinland Pfalz und Thüringen. Sie fördern dadurch 
die Einheit des diakonischen Zeugnisses und stärken den Dienst am Nächsten zu dessen Wohl 
und Heil. 

§ 1 
Gemeinsames Diakonisches Werk 

Die Diakonie Hessen – Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V. 
ist ein gemeinsames Werk der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck. 

§ 2 
Zuordnung der Mitglieder des Diakonischen Werks 

(1) Die Mitglieder des Diakonischen Werks sind der evangelischen Kirche nach Maßgabe der 
Richtlinie des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland über die Zuordnung diakonischer 
Einrichtungen zugeordnet. 

(2) Die Aufhebung der Zuordnung eines Mitglieds des Diakonischen Werks zur evangelischen Kir-
che erfolgt einvernehmlich durch die beiden Kirchen im Benehmen mit dem Diakonischen Werk. 

 



2 

§ 3 
Förderung des Diakonischen Werks 

(1) Beide Kirchen fördern die Arbeit des Diakonischen Werks, insbesondere indem sie 
1. die Anliegen des Diakonischen Werks in der Öffentlichkeit und gegenüber Dritten unterstüt-

zen, 
2. theologisches Personal für die Geschäftsstellen des Diakonischen Werks bereitstellen, 
3. jährliche Zuweisungen für die Arbeit des Diakonischen Werks zur Verfügung stellen, 

4. die Gewährleistungsträgerschaft für die Zusatzversorgung bei der Evangelischen Zusatzver-
sorgungskasse in Darmstadt übernehmen. 

Beide Kirchen stimmen sich dabei ab. 

(2) Die beiden Kirchen gewähren dem Diakonischen Werk finanzielle und personelle Unterstüt-
zung. Näheres regelt eine Vereinbarung der beiden Kirchen mit dem Diakonischen Werk. 

(3) Für Aufgaben des Diakonischen Werks, die im Auftrag einer der beiden Kirchen wahrge-
nommen werden, sind Vereinbarungen zwischen dem Diakonischen Werk und der jeweiligen 
Kirche zu treffen. 

§ 4 
Abstimmung in der Zusammenarbeit 

Beide Kirchen stimmen sich in der Zusammenarbeit mit dem Diakonischen Werk ab. 

§ 5 
Kirchenrechtliche Grundlagen 

(1) Beide Kirchen schaffen einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen für das Diakonische 
Werk. 

(2) Solange einzelne Rechtsbereiche noch nicht einheitlich von beiden Kirchen geregelt sind, 
gilt für das Diakonische Werk, seine Mitglieder und deren Beschäftigten das Recht der bisher 
zuständigen Kirche fort. 

§ 6 
Zustimmung bei Satzungsänderungen 

Änderungen der Satzung des Diakonischen Werks bedürfen der Zustimmung beider Kirchen. 

§ 7 
Koordinierungsausschuss Diakonisches Werk 

(1) Beide Kirchen bilden einen Koordinierungsausschuss zur Vorbereitung von synodalen Ent-
scheidungen, die das gemeinsame Diakonische Werk betreffen und einheitlich oder einver-
nehmlich zu regeln sind.  

(2) Empfehlungen des Koordinierungsausschusses sollen einmütig gefasst werden; sie bedür-
fen jedoch mindestens der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder gemäß Absatz 3. 

(3) Dem Koordinierungsausschuss gehören jeweils sechs Synodale der beiden Kirchen an. Sie 
werden von den Synoden entsandt. 

(4) Zwei Vertreterinnen und Vertreter des gemeinsamen Diakonischen Werks können an den 
Sitzungen des Koordinierungsausschusses mit beratender Stimme teilnehmen. Die beratende 
Teilnahme von weiteren Personen bleibt unberührt. 
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(5) Der Koordinierungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 8 
Mitarbeit in kirchlichen Gremien 

Sieht das Recht einer der beiden Kirchen eine Beteiligung des Diakonischen Werks in einem 
Gremium vor, kann diese auch von einer Person, die der jeweils anderen Kirche angehört, 
wahrgenommen werden. 

§ 9 
Laufzeit 

Dieser Kirchenvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann jederzeit einvernehmlich 
geändert oder aufgehoben werden. 

§ 10 
Übergangsbestimmung 

Erfolgt die Verschmelzung der bestehenden Diakonischen Werke beider Kirchen durch Auf-
nahme, wird die für den verbleibenden Verein zuständige Kirche die Zustimmung zur neuen 
Satzung nur im Einvernehmen mit der anderen Kirche erteilen. 

§ 11 
Inkrafttreten 

(1) § 10 dieses Kirchenvertrages tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieser Kirchenvertrag am Tag nach der Eintragung der Satzung der Diakonie 
Hessen – Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V. im Vereins-
register in Kraft. Die Kirchenverwaltung und das Landeskirchenamt geben den Tag des Inkraft-
tretens in den Amtsblättern der beiden Kirchen bekannt. 
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